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Hinweis: Diese Auszüge aus dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten sind 
nicht die amtliche Fassung. Diese finden Sie nur im Bundesgesetz-
blatt. 

 

 

Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 

 

Erster Teil 

Allgemeine Vorschriften 

 

Erster Abschnitt 

Geltungsbereich 

 

§ 3 Keine Ahndung ohne Gesetz 

Eine Handlung kann als Ordnungswidrigkeit nur geahndet werden, wenn die Mög-
lichkeit der Ahndung gesetzlich bestimmt war, bevor die Handlung begangen wurde. 

 

§ 5 Räumliche Geltung 

Wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt, können nur Ordnungswidrigkeiten ge-
ahndet werden, die im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes oder außerhalb 
dieses Geltungsbereichs auf einem Schiff oder in einem Luftfahrzeug begangen wer-
den, das berechtigt ist, die Bundesflagge oder das Staatszugehörigkeitszeichen der 
Bundesrepublik Deutschland zu führen. 

 

Zweiter Abschnitt 

Grundlagen der Ahndung 

 

§ 9 Handeln für einen anderen 

(1) Handelt jemand  

1. als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied 
eines solchen Organs, 

2. als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer rechtsfähigen Personenge-
sellschaft oder 

3. als gesetzlicher Vertreter eines anderen, 

so ist ein Gesetz, nach dem besondere persönliche Eigenschaften, Verhältnisse 
oder Umstände (besondere persönliche Merkmale) die Möglichkeit der Ahndung 
begründen, auch auf den Vertreter anzuwenden, wenn diese Merkmale zwar 
nicht bei ihm, aber bei dem Vertretenen vorliegen. 

(2) Ist jemand von dem Inhaber eines Betriebes oder einem sonst dazu Befugten  

1. beauftragt, den Betrieb ganz oder zum Teil zu leiten, oder 
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2. ausdrücklich beauftragt, in eigener Verantwortung Aufgaben wahrzunehmen, 
die dem Inhaber des Betriebes obliegen, 

und handelt er auf Grund dieses Auftrages, so ist ein Gesetz, nach dem 
besondere persönliche Merkmale die Möglichkeit der Ahndung begründen, auch 
auf den Beauftragten anzuwenden, wenn diese Merkmale zwar nicht bei ihm, 
aber bei dem Inhaber des Betriebes vorliegen. Dem Betrieb im Sinne des Satzes 
1 steht das Unternehmen gleich. Handelt jemand auf Grund eines entsprechen- 
den Auftrages für eine Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahr-
nimmt, so ist Satz 1 sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn die Rechtshandlung, 
welche die Vertretungsbefugnis oder das Auftragsverhältnis begründen sollte, 
unwirksam ist. 

 

Dritter Abschnitt 

  Geldbuße 

 

§ 17 Höhe der Geldbuße 

(1) Die Geldbuße beträgt mindestens fünf Euro und, wenn das Gesetz nichts ande-
res bestimmt, höchstens eintausend Euro. 

(2) Droht das Gesetz für vorsätzliches und fahrlässiges Handeln Geldbuße an, ohne 
im Höchstmaß zu unterscheiden, so kann fahrlässiges Handeln im Höchstmaß 
nur mit der Hälfte des angedrohten Höchstbetrages der Geldbuße geahndet wer-
den. 

(3) Grundlage für die Zumessung der Geldbuße sind die Bedeutung der Ordnungs-
widrigkeit und der Vorwurf, der den Täter trifft. Auch die wirtschaftlichen Verhäl-
tnisse des Täters kommen in Betracht; bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten 
bleiben sie jedoch in der Regel unberücksichtigt. 

(4) Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungs-
widrigkeit gezogen hat, übersteigen. Reicht das gesetzliche Höchstmaß hierzu 
nicht aus, so kann es überschritten werden. 

 

§ 18 Zahlungserleichterungen 

Ist dem Betroffenen nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen nicht zuzumuten, die 
Geldbuße sofort zu zahlen, so wird ihm eine Zahlungsfrist bewilligt oder gestattet, die 
Geldbuße in bestimmten Teilbeträgen zu zahlen. Dabei kann angeordnet werden, 
daß die Vergünstigung, die Geldbuße in bestimmten Teilbeträgen zu zahlen, entfällt, 
wenn der Betroffene einen Teilbetrag nicht rechtzeitig zahlt. 
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Fünfter Abschnitt 

  Einziehung 

 

§ 29 Sondervorschrift für Organe und Vertreter 

(1) Hat jemand 

1. als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied 
eines solchen Organs, 

2. als Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins oder als Mitglied eines sol-
chen Vorstandes, 

3. als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer rechtsfähigen Personenge-
sellschaft, 

4. als Generalbevollmächtigter oder in leitender Stellung als Prokurist oder 
Handlungsbevollmächtigter einer juristischen Person oder einer in Nummer 2 
oder 3 genannten Personenvereinigung oder 

5. als sonstige Person, die für die Leitung des Betriebs oder Unternehmens 
einer juristischen Person oder einer in Nummer 2 oder 3 genannten 
Personenvereinigung verantwortlich handelt, wozu auch die Überwachung 
der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen 
in leitender Stellung gehört, eine Handlung vorgenommen, die ihm 
gegenüber unter den übrigen Voraussetzungen der §§ 22 bis 25 und 28 die 
Einziehung eines Gegenstandes oder des Wertersatzes zulassen oder den 
Ausschluß der Entschädigung begründen würde, so wird seine Handlung bei 
Anwendung dieser Vorschriften dem Vertretenen zugerechnet. 

(2) § 9 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

 

Sechster Abschnitt 

Verfall, Geldbuße gegen juristische Personen und Personenvereinigungen 

 

§ 29a Verfall 

(1) Hat der Täter für eine mit Geldbuße bedrohte Handlung oder aus ihr etwas er-
langt und wird gegen ihn wegen der Handlung eine Geldbuße nicht festgesetzt, 
so kann gegen ihn der Verfall eines Geldbetrages bis zu der Höhe angeordnet 
werden, die dem Wert des Erlangten entspricht. 

 
(2) Hat der Täter einer mit Geldbuße bedrohten Handlung für einen anderen gehan-

delt und hat dieser dadurch etwas erlangt, so kann gegen ihn der Verfall eines 
Geldbetrages bis zu der in Absatz 1 bezeichneten Höhe angeordnet werden. 

 
(3) Der Umfang des Erlangten und dessen Wert können geschätzt werden. § 18 gilt 

entsprechend. 
 
(4) Wird gegen den Täter ein Bußgeldverfahren nicht eingeleitet oder wird es ein-

gestellt, so kann der Verfall selbständig angeordnet werden. 
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§ 30 Geldbuße gegen juristische Personen und Personenvereinigungen 

(1) Hat jemand 

1.  als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied 
eines solchen Organs, 

2. als Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins oder als Mitglied eines sol-
chen Vorstandes, 

3. als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer rechtsfähigen Personenge-
sellschaft, 

4. als Generalbevollmächtigter oder in leitender Stellung als Prokurist oder 
Handlungsbevollmächtigter einer juristischen Person oder einer in Nummer 2 
oder 3 genannten Personenvereinigung oder 

5. als sonstige Person, die für die Leitung des Betriebs oder Unternehmens 
einer juristischen Person oder einer in Nummer 2 oder 3 genannten Per-
sonenvereinigung verantwortlich handelt, wozu auch die Überwachung der 
Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in 
leitender Stellung gehört, 

eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begangen, durch die Pflichten, welche die ju-
ristische Person oder die Personenvereinigung treffen, verletzt worden sind oder die 
juristische Person oder die Personenvereinigung bereichert worden ist oder werden 
sollte, so kann gegen diese eine Geldbuße festgesetzt werden. 
 
(2) Die Geldbuße beträgt  

1. im Falle einer vorsätzlichen Straftat bis zu zehn Millionen Euro, 

2. im Falle einer fahrlässigen Straftat bis zu fünf Millionen Euro. 

Im Falle einer Ordnungswidrigkeit bestimmt sich das Höchstmaß der Geldbuße 
nach dem für die Ordnungswidrigkeit angedrohten Höchstmaß der Geldbuße. 
Satz 2 gilt auch im Falle einer Tat, die gleichzeitig Straftat und Ordnungswidrig-
keit ist, wenn das für die Ordnungswidrigkeit angedrohte Höchstmaß der Geld-
buße das Höchstmaß nach Satz 1 übersteigt. 

(2a) Im Falle einer Gesamtrechtsnachfolge oder einer partiellen Gesamtrechtsnach-
folge durch Aufspaltung (§ 123 Absatz 1 des Umwandlungsgesetzes) kann die 
Geldbuße nach Absatz 1 und 2 gegen den oder die Rechtsnachfolger festge-
setzt werden. Die Geldbuße darf in diesen Fällen den Wert des übernommenen 
Vermögens sowie die Höhe der gegenüber dem Rechtsvorgänger angeme-
senen Geldbuße nicht übersteigen. Im Bußgeldverfahren tritt der Rechts-
nachfolger oder treten die Rechtsnachfolger in die Verfahrensstellung ein, in der 
sich der Rechtsvorgänger zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Rechts-
nachfolge befunden hat. 

 
(3) § 17 Abs. 4 und § 18 gelten entsprechend. 
 
(4) Wird wegen der Straftat oder Ordnungswidrigkeit ein Straf- oder Bußgeldverfah-

ren nicht eingeleitet oder wird es eingestellt oder wird von Strafe abgesehen, so 
kann die Geldbuße selbständig festgesetzt werden. Durch Gesetz kann bestimmt 
werden, daß die Geldbuße auch in weiteren Fällen selbständig festgesetzt wer-
den kann. Die selbständige Festsetzung einer Geldbuße gegen die juristische 
 Person oder Personenvereinigung ist jedoch ausgeschlossen, wenn die Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit aus rechtlichen Gründen nicht verfolgt werden kann; § 
33 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

 



 

S. 5/5 

 

compliance consultancy Dr. Andreas Kark | Lichtenstein 12 | D-72160 Horb am Neckar 

Tel: +49 (0)7482/93 77 999 | info@compliance-consultancy.de | www.compliance-consultancy.de   

 
 
(5) Die Festsetzung einer Geldbuße gegen die juristische Person oder Personen-

vereinigung schließt es aus, gegen sie wegen derselben Tat den Verfall nach 
den §§ 73 oder 73a des Strafgesetzbuches oder nach § 29a anzuordnen. 

 
(6) Bei Erlass eines Bußgeldbescheids ist zur Sicherung der Geldbuße § 111d Ab-

satz 1 Satz 2 der Strafprozessordnung mit der Maßgabe anzuwenden, dass an 
die Stelle des Urteils der Bußgeldbescheid tritt. 

 
 

Fünfter Abschnitt 

Verletzung der Aufsichtspflicht in Betrieben und Unternehmen 

 

§ 130  

(1) Wer als Inhaber eines Betriebes oder Unternehmens vorsätzlich oder fahrlässig 
die Aufsichtsmaßnahmen unterläßt, die erforderlich sind, um in dem Betrieb oder 
Unternehmen Zuwiderhandlungen gegen Pflichten zu verhindern, die den 
Inhaber treffen und deren Verletzung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist, 
handelt ordnungswidrig, wenn eine solche Zuwiderhandlung begangen wird, die 
durch gehörige Aufsicht verhindert oder wesentlich erschwert worden wäre. Zu 
den erforderlichen Aufsichtsmaßnahmen gehören auch die Bestellung, sorgfälti-
ge Auswahl und Überwachung von Aufsichtspersonen. 

(2) Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 ist auch das öffentliche 
Unternehmen. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn die Pflichtverletzung mit Strafe bedroht ist, 
mit einer Geldbuße bis zu einer Million Euro geahndet werden. § 30 Absatz 2 
Satz 3 ist anzuwenden. Ist die Pflichtverletzung mit Geldbuße bedroht, so be-
stimmt sich das Höchstmaß der Geldbuße wegen der Aufsichtspflichtverletzung 
nach dem für die Pflichtverletzung angedrohten Höchstmaß der Geldbuße. Satz 
3 gilt auch im Falle einer Pflichtverletzung, die gleichzeitig mit Strafe und Geld-
buße bedroht ist, wenn das für die Pflichtverletzung angedrohte Höchstmaß der 
Geldbuße das Höchstmaß nach Satz 1 übersteigt.  


